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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksachen 19/9477, 19/10066 Nr. 2 - 


Verordnung zur Änderung der Vergabeverordnung und der 
Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit 


A. Problem 

Inkraftsetzung der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen durch die 
vorliegende Änderungsrechtsverordnung, erlassen auf der Grundlage des Teils 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). 


B.Lösung 

Zustimmung zu der Verordnung mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Frak¬ 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Im Vergleich zur bisherigen Rechtslage, in deren Rahmen die Abschnitte 2 und 3 
der VOB/A vom 7. Januar 2016 (BAnz AT 19.01.2016 B3) zur Anwendung ge¬ 
bracht wurden, ergeben sich keine veränderten Haushaltsausgaben ohne Erfül¬ 
lungsaufwand. Dies gilt sowohl für die Anwendung der Abschnitte 2 und 3 der 
VOB/A durch den Bund wie auch durch Länder und Kommunen. 
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E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Adressat der Verordnung sind die öffentlichen Auftraggeber. Daher ergibt sich 
für die Bürgerinnen und Bürger durch die Verordnung kein zusätzlicher Erfül¬ 
lungsaufwand. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Da die Abschnitte 2 und 3 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
vorwiegend redaktionell geändert wurden, entstehen der Wirtschaft, insbesondere 
mittelständischen Unternehmen, keine Bürokratiekosten. Somit entsteht auch 
kein Erfüllungsaufwand. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Es entstehen ebenfalls keine weiteren Informationspflichten. Somit entsteht auch 
kein Erfüllungsaufwand. 


F. Weitere Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung auf Drucksache 19/9477 zuzustimmen. 

Berlin, den 15. Mai 2019 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie 


Klaus Ernst 

Vorsitzender 


Pascal Meiser 

Berichterstatter 



Drucksache 19/10238 


- 4 - 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Pascal Meiser 


I. Überweisung 

Die Verordnung der Bundesregierung auf Drucksache 19/9477 wurde gemäß § 92 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages (Drucksache 19/10066 Nr. 2) am 10. Mai 2019 an den Ausschuss für Wirtschaft und 
Energie zur Federführung sowie an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, den Verteidigungsausschuss 
und den Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen zur Mitberatung überwiesen. Der Parla¬ 
mentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung beteiligte sich gutachtlich. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Vergabeverordnung trifft auf der Grundlage des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) nähere Bestimmungen über das einzuhaltende Verfahren bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
bei der Ausrichtung von Wettbewerben ab Erreichen der EU-Schwellenwerte gern. § 106 GWB. Dabei gelten 
Teil 4 des GWB sowie die Abschnitte 1 und 2 Unterabschnitt 2 der Vergabeverordnung (VgV) unterschiedslos 
für Lieferleistungen, für Dienstleistungen und für Bauleistungen. Der überwiegende Teil der Regelungen zu Bau¬ 
vergaben ab Erreichen der EU-Schwellenwerte ergibt sich hingegen nicht unmittelbar aus der VgV, sondern aus 
der „Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil A, Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von 
Bauleistungen“, Abschnitt 2 „Vergabestimmungen im Anwendungsbereich der Richtlinie 2014/24/EU (VOB/A 
- EU)“, auf die die VgV verweist. Das Gleiche gilt für verteidigungs- und sicherheitsspezifische öffentliche Bau¬ 
aufträge, die zum überwiegenden Teil nicht in der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit (VSVgV), 
sondern in Abschnitt 3 „Vergabebestimmungen im Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/81/EG“ der VOB/A 
(VOB/A - VS) geregelt werden. Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen wird durch den Deutschen 
Vergabe- und Vertragsausschuss für Bauleistungen (DVA) erarbeitet und verabschiedet. Dieser hat die Ab¬ 
schnitte 2 und 3 der VOB/A vorwiegend redaktionell geändert und dabei u. a. Gesetzes- und Rechtsverordnungs¬ 
änderungen nachvollzogen. Daneben wurden einige Ändemngen und Erleichterungen, die in dem für die Bau¬ 
vergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte geltenden Abschnitt 1 der VOB/A erarbeitet wurden, inhaltsgleich 
auf die Vergabe von Bauleistungen im Bereich oberhalb der EU-Schwellenwerte (VOB/A — EU und VOB/A - 
VS) übertragen. Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen wurde im Februar 2019 im Bundesanzeiger 
bekannt gemacht (BAnz AT 19.02.2019 B2). Die Abschnitte 2 und 3 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bau¬ 
leistungen werden durch statische Verweise in der VgV und der VSVgV in Kraft gesetzt; dies erfolgte zuletzt im 
Rahmen der Vergaberechtsreform von 2016 durch die Vergaberechtsmodemisierungsverordnung vom 
12.04.2016 (Bundesgesetzblatt Teil I 2016 Nr. 16 vom 14.04.2016, S. 624). Jede Ändemng in den Abschnitten 2 
und 3 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen wird daher zunächst im Bundesanzeiger bekannt ge¬ 
macht, zur Inkraftsetzung ist dann eine Anpassung der VgV und VSVgV notwendig. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Verordnung auf Dmcksache 19/9477 in seiner 51. Sit¬ 
zung am 15. Mai 2019 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und 
DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN deren Annahme. 

Der Verteidigungsausschuss hat die Verordnung aufDrucksache 19/9477 in seiner 35. Sitzung am 15. Mai 2019 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und DIE LINKE, bei Stimm¬ 
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN deren Annahme. 

Der Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen hat die Verordnung auf Dmcksa¬ 
che 19/9477 in seiner 24. Sitzung am 15. Mai 2019 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
deren Annahme. 
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Im Rahmen seines Auftrags zur Überprüfung von Gesetzentwürfen und Verordnungen der Bundesregierung auf 
Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung gemäß Einsetzungsantrag (Drucksache 19/1837) in seiner 24. Sitzung am 15. Mai 2019 mit der 
Verordnung zur Änderung der Vergabe Verordnung und der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit 
(Drucksache 19/9477) befasst. 

Folgende Aussage zur Nachhaltigkeit wurde in der Begründung der Verordnung getroffen: 
„Nachhaltigkeitsaspekte sind nicht Gegenstand der Änderungen.“ 

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung: 

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz der Verordnung ist nicht gegeben. 

Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung ist plausibel. 

Eine Prüfbitte ist daher nicht erforderlich. 


IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat die Verordnung auf Drucksache 19/9477 in seiner 40. Sitzung am 
15. Mai 2019 abschließend beraten. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, 
FDP und DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dem Deutschen Bundes¬ 
tag die Zustimmung zu der Verordnung auf Drucksache 19/9477 zu empfehlen. 


Berlin, den 15. Mai 2019 


Pascal Meiser 

Berichterstatter 
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